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„Keine Gewalt!“
Stasi am Ende – die Demonstrationen im Herbst ʼ89



Die vorliegende Auswahl an Dokumenten aus dem Stasi-Unterlagen-
Archiv bildet ab, wie sich die Ereignisse in den Stasi-Akten widerspiegeln 
und nimmt keine weitere Deutung der Quellen vorweg. Die Leserschaft 
möge den Spielraum zur eigenen Interpretation und persönlichen 
Auseinandersetzung mit historischen Dokumenten nutzen. Der Verzicht 
auf eine quellenspezifische Interpretation der nachfolgenden Berichte 
und Bilder soll den Leserinnen und Lesern ermöglichen, sich selbst einen 
lebendigen Einblick zu verschaffen. Dieses Dokumentenheft soll damit 
auch als Anregung dafür dienen, sich mit historischen Einordnungen und 
weiterführenden Studien zu beschäftigen.

„Keine Gewalt!“
Stasi am Ende – die Demonstrationen im Herbst ʼ89
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„Sobald sich die Polizeikette in Richtung dieser Leute bewegte, hoben diese 
die Arme unter den Rufen ‚Keine Gewalt‘. Es war nicht die Spur von provozie-
renden Handlungen zu spüren. Jedoch ging diese so oft zitierte ‚Provokation‘ 
von den Polizeieinheiten aus …“1 

Dieser Bericht eines Betroffenen über die Gewaltausschreitungen der 
Staatsmacht im Herbst 1989 steht stellvertretend für den Missbrauch 
staatlicher Gewalt zu Beginn der Friedlichen Revolution in der DDR.

„Keine Gewalt“ – mit dieser Losung verliehen Bürgerinnen und Bürger der 
DDR ihrer Empörung über das brutale Vorgehen der Sicherheitskräfte 
gegen die überwiegend friedlichen, republikweiten Demonstrationen 
Ausdruck und forderten zu einer besonnenen und gewaltfreien Ausein-
andersetzung um die Zukunft ihres Landes auf.

Im Auftrag der SED-Führung, die die aufkeimenden Proteste und die 
anwachsende Bürgerbewegung unterdrücken und keinerlei Kritik am 
bestehenden System zulassen wollte, versuchten Volkspolizei und Staats-
sicherheit jedoch, alle „provokatorisch-demonstrativen Handlungen“ 
und „feindlich-negativen Aktivitäten … mit allen Mitteln entschlossen 
zu unterbinden“2. Auch angesichts der Tatsache, dass die Regierung noch 
im Juni 1989 die blutige Niederschlagung der Studentenproteste auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking begrüßt hatte, war in der 
Bevölkerung die Angst vor einer Zuspitzung der Ereignisse und vor einer 

„chinesischen Lösung“ spürbar.

1

Abb. 1
Demonstrationszug am 4. November 1989  
in Ost-Berlin
Foto: BArch, MfS, HA XX, Fo 1021, 
Bild 0014

Vorwort

1 BArch, MfS, HA XX/9 Nr. 1514, S. 14
2 BArch, MfS, ZAIG 16381, S. 246
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Im Herbst 1989 hatte sich die Unzufriedenheit in der DDR-Bevölkerung 
immer mehr ausgeweitet. Die erneute Fälschung der Kommunalwahl-
ergebnisse, die im Mai von Bürgerrechtlern zum ersten Mal nachgewiesen 
worden war, die mangelhafte Versorgungslage und die Reformverweige-
rung der SED-Führung ließen vielen Menschen keine Hoffnung mehr auf 
Veränderungen. Diese Perspektivlosigkeit veranlasste eine immer größere 
Zahl an DDR-Bürgern, ihr Land zu verlassen.

Seitdem Ungarn bereits im Mai 1989 damit begonnen hatte, seine Gren-
zen zu Österreich abzubauen, wurden zunehmend Forderungen nach 
Reisefreiheit laut. In der größten Fluchtwelle seit dem Mauerbau 1961 
besetzten im Spätsommer nun auch tausendfach Ausreisewillige die 
bundesrepublikanischen Botschaften in Prag, Budapest und Warschau 
sowie die Ständige Vertretung der BRD in Ost-Berlin, um so ihre Ausreise 
zu erzwingen. Als Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher den 
Prager Botschaftsflüchtlingen am 30. September 1989 ihre Ausreise in 
die Bundesrepublik verkündete und die ersten Flüchtlingszüge Anfang 
Oktober über das Territorium der DDR gen Westen fuhren, kam es an der 
Zugstrecke und besonders an den Hauptbahnhöfen in Dresden und Karl-
Marx-Stadt (heute Chemnitz) zu schweren Ausschreitungen von Sicher-
heitskräften gegen Demonstranten und Ausreisewillige.

Vor diesem Hintergrund der massenhaften Republikflucht und der 
Gewalteskalation trugen verstärkt diejenigen Bürger, die in ihrem Land 
bleiben und vor Ort etwas verändern wollten, ihren Unmut auf die Straße. 
Mit Protestbekundungen und Reformforderungen wandte sich die 
Oppositionsbewegung zunehmend an die Öffentlichkeit. Durch gewalt-
freien Widerstand wollten immer mehr Menschen zeigen, dass sie dazu 
bereit waren, sich für Veränderungen in ihrem Land aktiv zu engagieren. 
Die eigene Bevölkerung meldete nun ihre Ansprüche mit Losungen wie 

„Wir bleiben hier“ und „Wir sind das Volk“ an und erhob die Forderung, in 
Entscheidungsprozesse miteinbezogen zu werden. Als unbequemer und 
gefährlicher Störfaktor wahrgenommen, stellte sie bald das für die SED 
größte Problem dar.

Aus Sicht der Staats- und Parteiführung bedeuteten solche „feindlich-
negativen Aktivitäten“ im Hinblick auf einen reibungslosen Ablauf der 
Feierlichkeiten des 40. Jahrestags der DDR-Gründung am 7. Oktober 1989 
eine Bedrohung. Fein säuberlich hielt die Stasi jegliche kritische Äuße-
rung, Protestbekundungen und die Entwicklung der Bürgerbewegung 
fest, um „öffentlichkeitswirksame Aktionen“ konsequent zu unterbinden. 
Dennoch bildeten sich am „Republikgeburtstag“ im ganzen Land spon-
tane Demonstrationen, die von den Sicherheitskräften brutal aufgelöst 
wurden.

Das harte Durchgreifen gegen das eigene Volk löste eine immense Empö-
rungswelle aus. Bei vielen Menschen schwanden die letzten verbliebenen 
Hoffnungen auf demokratische Reformen dahin. Obwohl die Parteifüh-
rung mit der dann signalisierten Bereitschaft zum Dialog versuchte, die 
Initiative zurückzugewinnen, hatte sie die Deutungshoheit über die Ereig-
nisse verloren; das Vertrauen des Volkes längst verspielt. In wachsendem 

Maße zweifelte die Bevölkerung die Glaubwürdigkeit und den absoluten 
Führungsanspruch der Partei an. Sie drängte nun auf klare Entscheidun-
gen und einen grundlegenden politischen und gesellschaftlichen Wandel. 
In den folgenden Wochen nahm eine Demonstrationswelle durch das 
ganze Land Fahrt auf; es häuften sich die Gründungen von unabhängigen 
Vereinigungen, Protestresolutionen wurden verbreitet und überall For-
derungen nach Aufklärung des gewaltsamen Einschreitens der Sicher-
heitsorgane sowie nach einem umgreifenden Dialog und Mitgestaltung 
am demokratischen Umbruchprozess laut. Mit ihrem gewaltfreien Protest 
setzten Hunderttausende ein Zeichen für Aufbruch und Neubeginn.

Diese Ereignisse im Herbst 1989 sowohl in Ost-Berlin als auch in den 
ehemaligen Bezirken der DDR stehen im Fokus des vorliegenden Doku-
mentenhefts des Stasi-Unterlagen-Archivs. Anlässlich des 25. Jubiläums 
der Friedlichen Revolution und des politischen Umbruchs in der DDR 
wurden Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes für den Zeitraum 
von Anfang Oktober bis zum 4. November 1989 aus dem Archiv aus-
gewählt. Beispielhaft illustrieren sie den Bürgerprotest, die Situation des 
Umbruchs und die Reaktionen der Staats- und Parteiführung sowie ihres 
„Schild und Schwertes“ – des Ministeriums für Staatssicherheit und dessen 
Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen.

Dabei werfen die Dokumente sowohl einen Blick auf Befehle der Staats-
führung, Einschätzungen und Maßnahmen der Stasi als auch auf die Sicht 
der Bürger, die auf die Straße gingen, um ihre Rechte einzufordern. In der 
spannenden Zeit des Herbstes von 1989 war der friedliche Ausgang der 
Revolution noch nicht abzusehen und der Weg zur deutschen Einheit kei-
neswegs vorbestimmt. Diese Phase, in der die wachsende Unzufriedenheit 
in öffentlichen Protesten Ausdruck fand, in der radikale Veränderungen 
bis hin zu einem tiefgreifenden Umsturzprozess möglich wurden, vollzog 
sich in einem aus heutiger Sicht unglaublich rasanten Tempo. Innerhalb 
kürzester Zeit überschlugen sich täglich die Ereignisse und aus dem 
Kampf um die Öffentlichkeit entwickelte sich eine landesweite Dynamik 
der Bürgerproteste. Mussten die Menschen Anfang Oktober noch massen-
hafte Verhaftungen und ein gewaltsames Eingreifen der Sicherheitskräfte 
befürchten, wollten sie ihre Meinung und Kritik an der Regierung artiku-
lieren, so konnten die Demonstranten am 4. November 1989 zum ersten 
Mal auf einer genehmigten Kundgebung auf dem Berliner Alexanderplatz 
ihre Forderungen in aller Öffentlichkeit ausdrücken und lautstark Verän-
derungen einfordern.
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Dokumentensammlung Mahnwache für die politischen Gefangenen in der DDR

Seit dem 2. Oktober 1989 fand in der Ost-Berliner Gethsemanekirche eine ununterbrochene 
Mahnwache für die Freilassung politischer Gefangener statt. Mit Fastenaktionen, Fürbitt andachten, 
Protestresolutionen und der Einrichtung eines Kontakttelefons wollten die Teilnehmer ihre Soli-
darität mit den Inhaftierten ausdrücken, die bei den Montagsdemonstrationen in Leipzig und bei 
Protestaktionen in anderen Städten verhaftet worden waren.

Im Vorfeld der Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der DDR-Gründung am 7. Oktober reagierte 
die Staats- und Parteiführung zunehmend nervös auf solche in ihren Augen „feindlich-negativen 
Akti vitäten“. Diese beobachtete die Staatssicherheit und fasste sie unter der Aktion „Störenfried“ 
zusammen. Trotz verstärkter Sicherheitsmaßnahmen und der Bemühungen, den hochrangigen 
 Staatsgästen und der Weltöffentlichkeit den Anschein einer friedliebenden Demokratie zu vermit-
teln, kam es am 7. und 8. Oktober 1989 in Berlin und anderen Städten der DDR zu gewaltsa men 
Auflösungen von Demonstrationen, brutalen „Zuführungen“ und tausendfachen Verhaftungen, 
oftmals von völlig unbeteiligten Personen.

Im Hinblick auf die nächste Montagsdemonstration am 9. Oktober in Leipzig verschärften die Vor-
kommnisse der vorangegangenen Tage die Befürchtungen auf eine Eskalation der Gewalt. Wider 
Erwarten verlief die Leipziger Demonstration jedoch friedlich. Angesichts der großen Masse an 
Demonstranten und verschiedener Aufrufe zu Gewaltlosigkeit hatte die Staatsmacht vor dem letz-
ten Mittel einer gewaltsamen Niederschlagung zurückgeschreckt und mit diesem Gewalt verzicht 
den Weg zum Dialog frei gemacht.

Volksfeste „40 Jahre DDR“
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Aktion „Störenfried“
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40. Jahrestag der DDR
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Abb. 3/4
Am 7. Oktober 1989 bildet sich auf dem Berliner 
Alexander platz, wo offiziell das „Volksfest zum 
40. Jahrestag der DDR“ gefeiert wird, eine spontane 
Demonstration.
Fotos: BArch, MfS, BV Berlin, Fo 0017, Bild 0010;  
Bild 0001
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Abb. 5/6
Demonstranten am 7. Oktober 1989 in Ost-Berlin
Fotos: BArch, MfS, BV Berlin, Fo 0017, Bild 0012;
BArch, MfS, HA XX, Fo 0350, Bild 0007
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Abb. 7
Mahnwache in der Berliner Gethsemanekirche für die 
Freilassung der politisch Inhaftierten, Einstellung der 
Ermittlungsverfahren und Aufhebung der Strafbefehle, 
7. Oktober 1989
Foto: Nikolaus Becker

7

32 33Volksfeste „40 Jahre DDR“Volksfeste „40 Jahre DDR“



Der 9. Oktober
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Abb. 8
LKW mit Einsatzkräften in der Leipziger Innenstadt, 
9. Oktober 1989
Foto: Eckhard Otto
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Abb. 9
Demonstranten auf dem Leipziger Innenstadtring, 
9. Oktober 1989
Foto: Eckhard Otto
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Formierung DDR-weiter „oppositioneller Sammlungsbewegungen“

„Oppositionelle 
 Sammlungsbewegungen“

Im Herbst 1989 beobachtete die Stasi die „weitere Formierung DDR-weiter oppositioneller 
 Samm lungsbewegungen“1akribisch und stellte fest, dass deren Forderungen in der Bevölkerung 
auf  immer größeres Interesse und Zustimmung stießen.

Viele Anhaltspunkte dafür lieferte die Überwachung der sich neu gegründeten Bürgerinitiativen. 
Am 10. September hatte sich das Neue Forum mit seinem Gründungsaufruf an alle Bürgerinnen und 
Bürger der DDR gewandt. Mit Kritik an der staatlichen Bevormundung sowie der Auffor derung zum 
offenen Dialog mit der Staatsführung und zur Erneuerung des Sozialismus wurde es schnell zum 
größten übergreifenden Sammelbecken der Proteste, auf das sich viele Bürger bei ihren Aktionen 
beriefen. Noch lehnte das Ministerium des Innern seine offizielle Zulassung als Vereinigung mit der 
Begründung ab, es verfolge „staatsfeindliche“ Absichten.

Mit anderen politischen Gruppierungen wie z. B. dem Demokratischen Aufbruch, Demokratie Jetzt 
oder der SDP (Sozialdemokratische Partei in der DDR) teilte das Neue Forum das gemeinsame Ziel 
einer demokratischen Umgestaltung von Staat und Gesellschaft. Auch durch „Zersetzungs maß-
nahmen“ wie Einschüchterung oder den Einsatz von inoffiziellen Mitarbeitern konnte die Staats-
sicherheit die Oppositionsgruppen nicht mehr unter ihre Kontrolle bringen.

Obwohl die Stasi nach wie vor „Maßnahmen zur vorbeugenden Verhinderung provokativer 
Handlungen“2 einleitete, weil sie sehr wohl die Gefahr erkannte, „daß sich Demonstrationen und 
Provokationen … auf weitere Städte bzw. Teile der DDR ausweiten …“3, fanden im Oktober 1989 
in allen DDR-Bezirken Protestaktionen und Versammlungen statt. Dafür stellvertretend sei hier 
die Resolu tion der Berliner Theaterschaffenden herausgegriffen, die das gewaltsame polizeiliche 
Vorgehen vom 7. und 8. Oktober verurteilte und eine öffentliche Untersuchung verlangte. Bei einem 
Treffen im Deutschen Theater am 15. Oktober einigten sich Kunst- und Kulturschaffende darauf, 
für den 4. November 1989 einen offiziellen Antrag auf eine erstmals genehmigte Demonstration in 
Berlin zu stellen.

1 BArch, MfS, ZAIG 3756, S. 128
2 BArch, MfS, BV Rostock, Abt. XX Nr. 37, S. 75
3 BArch, MfS, BV Halle, Medizinischer Dienst, Sach-Nr. 1287, S. 6
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Resolution der Theaterschaffenden
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Montagsgebete und Demonstrationen
54 55„Oppositionelle Sammlungsbewegungen“„Oppositionelle Sammlungsbewegungen“



„Maßnahmen zur operativen Durchdringung“ des Neuen Forums
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Gebetsandachten und Demonstration
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Abb. 10/11
Vor dem Dienstgebäude der Rostocker Bezirks-
verwaltung für Staatssicherheit stellen Teilnehmer der 
Demonstration am 19. Oktober 1989 Kerzen auf und 
bewegen sich in Richtung August-Bebel-Straße.
Fotos: BArch, MfS, BV Rostock, Abt. XX, Nr. 615, 
S. 16; S. 21
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Bericht über Stimmung in der Bevölkerung

Demonstrationen überall

Die Demonstrationen fanden im Oktober 1989 immer größeren Zulauf und wurden zu einer 
Massen bewegung. Sie zeigten den tiefen Verlust des Vertrauens der Bevölkerung in die DDR-Füh-
rung, den die Herrschenden nicht mehr ignorieren konnten.

Skepsis und Kritik an der SED-Führung griffen auch innerhalb des Parteiapparates um sich. Viele 
Menschen vermissten klare Schuldeingeständnisse für die Fehler der Vergangenheit und nahmen 
den Erneuerungsprozess der Staatspartei SED als unglaubwürdig wahr. So gingen die Demonstra-
tionen auch nach der Ablösung von Erich Honecker und dem „Kurswechsel“ im Polit büro weiter. 
Nachdem der neue Generalsekretär Egon Krenz am 24. Oktober 1989 auch noch zum Staatsratsvor-
sitzenden gewählt wurde, protestierten die Menschen in Berlin und anderen Städten gegen diese 
Machtfülle, gegen die Politik der „alten Köpfe“, gegen die Gewalt der Sicherheits organe und gegen 
die Stasi. Auch die von Krenz propagierte „Politik der Wende“ sowie die Verkündung einer Amnes-
tie für alle Flüchtlinge und Demonstrationsteilnehmer konnten die Bevölkerung nicht mehr davon 
abhalten, auf klare Entscheidungen und einen grundlegenden politischen und gesellschaftlichen 
Wandel zu drängen. Bürgerinitiativen riefen dazu auf, die Demonstrationen nicht einzustellen, bevor 
tiefgreifende Reformen in die Tat umgesetzt und es spürbare Veränderungen geben würde.

Die Staatsführung hatte die Situation auf der Straße nicht mehr unter Kontrolle. Die Stasi doku men-
tierte die „fortgesetzte Popularisierung“1 des Neuen Forums und die Forderungen und Losungen 
der Demonstrationen, die sich jetzt überall in der DDR glichen.

1 BArch, MfS, HA XX/9 Nr. 126, S. 2
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Republikweite Demonstrationen
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Abb. 12/13
Demonstration am 23. Oktober 1989 in Halle. Auf ihren 
Transparenten fordern die Teilnehmer die Legalisierung 
des Neuen Forums, freie Wahlen, „Bananen statt Refor-
men“ und die Rehabilitation der politisch Inhaftierten.
Fotos: BArch, MfS, BV Halle, Abt. VIII, Fo 0017, Bild 0023; 
Bild 0017
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Abb. 14
Vor dem Volkspolizeirevier in Gera stellen  
Demonstranten brennende Kerzen auf,  
26. Oktober 1989.
Foto: BArch, MfS, BV Gera, KD Gera, 2902n, 
Bild 0161

Abb. 15–17
Nach dem Friedensgebet in der Johanniskirche 
führt ein Demonstrationszug durch Gera,  
26. Oktober 1989.
Fotos: BArch, MfS, BV Gera, KD Gera, 2902n, 
Bild 0163; Bild 0178; Bild 0251
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Entwicklung von „antisozialistischen Sammlungsbewegungen“
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Informationen, Stimmungen, Meinungen
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Abb. 18/19
Demonstration durch die Stadt Limbach-Oberfrohna 
zum Rathaus, 1. November 1989
Fotos: Karl-Heinz Neuhaus
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Abb. 20
„Neues Forum braucht das Land“ – eine Losung, die an die Innenwände eines 
Magdeburger Fahrstuhls geschrieben und von der Stasi protokolliert wurde.
Foto: BArch, MfS, BV Magdeburg, KD Magdeburg Nr. 13389, S. 250
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Demonstrationsaufruf für den 4. November

Abb. 21
Aufruf vom Verband der Theaterschaffenden 
zur offiziell angemeldeten Demonstration gegen 
Gewalt und für verfassungsmäßige Rechte am 
4. November 1989
BArch, MfS, BV Potsdam, KD Brandenburg 692, S. 92

21

Der 4. November 1989

Für den 4. November 1989 hatten Theaterschaffende eine Demonstration gegen Gewalt und 
für verfassungsmäßige Rechte im Stadtzentrum Ost-Berlins angemeldet. Sie beriefen sich dabei 
auf Artikel 27 und 28 der Verfassung der DDR, die – zumindest in der Theorie – allen Bürgern 
Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit gewährten, und forderten damit deren tatsäch liche 
Umsetzung ein.

Zum ersten Mal genehmigten die Machthaber eine solche öffentliche Veranstaltung, die auch in den 
Medien angekündigt wurde. Dennoch wollten SED und Stasi nach wie vor mögliche Provo kationen 
verhindern und leiteten „Sicherungsmaßnahmen“ ein, die sich am Tage der Veranstaltung v. a. auf 
die Beobachtung des Geschehens konzentrierten. Zur Absicherung des Groß ereignisses wurde eine 
Sicherheitspartnerschaft zwischen Polizei, Grenztruppen und dem Veranstalter vereinbart. Zivile 
Ordnungskräfte, die an einer Schärpe mit der Aufschrift „Keine Gewalt“ zu erkennen waren, trugen 
dazu bei, einen gewaltfreien Ablauf von Demonstration und Kundgebung zu gewährleisten.

Aus Sicht der Stasi berichten die folgenden Dokumente über den Verlauf der Demonstration 
und über die Ansprachen von bekannten Intellektuellen und Künstlern sowie von einigen Partei-
funktionären auf der anschließenden Kundgebung auf dem Alexanderplatz.
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Besprechungsnotizen von Mielke-Stellvertreter Schwanitz zur Demo
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Befehl von E. Krenz über „Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung“
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Bericht zum Sicherungseinsatz am 4. November 1989
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Forderungen auf der genehmigten Demonstration
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Abb. 22
Blick auf den Demonstrationszug durch die Karl-Liebknecht-
Straße in Ost-Berlin, 4. November 1989
Foto: BArch, MfS, HA XX, Fo 1379, Bild 0001
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Abb. 23 (S. 116/117)
Massenkundgebung auf dem Berliner Alexanderplatz 
am 4. November 1989
Foto: BArch, MfS, HA XX, Fo 1379, Bild 0009
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Auch nach der ersten genehmigten Großdemonstration am 4. November 
1989 hielten die Massendemonstrationen, politischen Kundgebungen, 
Friedensgebete und die Formierung von Oppositionsgruppen und unab-
hängigen Vereinigungen überall in der DDR an. Gemeinsame Forde-
rungen all dieser Bewegungen waren ein Dialog mit der Regierung, der 
eine grundsätzliche Diskussion über Veränderungen in der DDR zuließ, 
der Verzicht der SED auf ihren Führungsanspruch, eine demokratische 
Umgestaltung der Verhältnisse sowie Meinungs- und Reisefreiheit. Am 
8. November wurde das Neue Forum offiziell von der SED-Führung als
politische Gruppierung anerkannt. Die SED und damit auch ihre Geheim-
polizei, die Stasi, verloren zunehmend die Fähigkeit zur Lenkung der
Ereignisse. Mit neuen Regelungen zur ständigen Ausreise versuchte die
Regierung noch einmal, die Bürger zu beschwichtigen und ihre Macht zu
erhalten. Doch der Fall der Mauer am 9. November 1989 beschleunigte
das Bestreben der Menschen nach einem schnellen Ende der Mangelwirt-
schaft und der Bevormundung. Die Forderung nach der Einheit Deutsch-
lands rückte in der Debatte um Veränderungen mehr und mehr auf die
Tagesordnung. Nicht nur die SED, sondern auch ihr „Schild und Schwert“, 
das Ministerium für Staatssicherheit (MfS), unterlagen in der Folgezeit
Auflösungserscheinungen. Auf Beschluss des Ministerrates wurde das MfS
am 17. November in „Amt für Nationale Sicherheit“ (AfNS) um benannt. 
Das SED-Politbüro erklärte sich am 22. November zu Gesprächen mit
Bürgervertretern am Zentralen Runden Tisch bereit. Am 1. Dezember
strich die Volkskammer den Führungsanspruch der SED aus der Verfas-
sung.

Ihrer Empörung über jahrzehntelange Überwachung und Kontrolle 
machten Bürgerinnen und Bürger bei der Besetzung des nunmehr 
um benannten Bezirksamts für Nationale Sicherheit in Erfurt am 
4. Dezember 1989 Luft. Damit begann eine Besetzungswelle von zahl-
reichen weiteren Stasi-Dienststellen, bei der spontan gebildete Bürger-
komitees mit Hilfe von Militärstaatsanwälten und Volkspolizei die
Aktenräume versiegelten. Sie verhinderten damit weitgehend die weitere
unkontrollierte Vernichtung des Aktenmaterials durch die Staatssicher-
heit und ermöglichten so die Öffnung der verbliebenen Unterlagen, die
wir heute als zeithistorische Dokumente nutzen können. Am 15. Januar
1990 schließlich erstürmten einige tausend Menschen auch die Berliner
Stasi-Zentrale in der Normannenstraße.

Auf Druck von Oppositionsvertretern, die Staatssicherheit ersatzlos 
aufzulösen, wurde neben den regionalen Bürgerkomitees und der AG 
Sicherheit des Zentralen Runden Tisches am 8. Februar 1990 auch ein 
staatliches „Komitee zur Auflösung des ehemaligen MfS/AfNS“ gebildet. 
Bis Ende März sollten alle Mitarbeiter der Stasi – bis auf die der Auslands-
spionage – aus dem Dienst entlassen sein. Mit den ersten freien Wahlen 
in der Geschichte der DDR am 18. März 1990 hatte sich eine wesentliche 
Forderung der Demonstrationen vom Herbst 1989 erfüllt. Eine weitere 
wurde am 3. Oktober 1990 mit der Wiedervereinigung Deutschlands 
Wirklichkeit.
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Abb. 24
Am 9. November 1989 öffnet die DDR ihre 
Grenze nach Westberlin und zur Bundes republik; 
nach 28 Jahren fällt die Mauer. Bewohner aus 
West- und Ostberlin sind an der Mauer am 
Branden burger Tor zusammengekommen und 
auf die Mauerkrone geklettert.
BArch, B 145 Bild-00046833, Foto: Lehnartz, 
Klaus, 9. November 1989

Abb. 25 (S. 120/121)
Blick ins Stasi-Archiv nach der Besetzung 
in Gera, Januar 1990
Foto: BStU/A. Bley

Nachwort

119Nachwort





Abkürzungsverzeichnis

Abt. Abteilung
Abt. I Militärabwehr
Abt. II Spionageabwehr
Abt. III Funkaufklärung
Abt. VII Ministerium des Innern, Deutsche Volkspolizei
Abt. IX Untersuchungsorgan
Abt. XIV Untersuchungshaft, Strafvollzug
Abt. XVIII Volkswirtschaft
Abt. XIX Verkehr, Post, Nachrichtenwesen
Abt. XX Staatsapparat, Kultur, Kirche, Untergrund
Abt. XXII Terrorabwehr
ADN Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst
AKG Auswertungs- und Kontrollgruppe
ARD Arbeitsgemeinschaft der öffentlich- rechtlichen 

Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
 Deutschland

Art. Artikel
Ausf. Ausführung
BArch Bundesarchiv
BBC British Broadcasting Corporation
BdL Büro der Leitung/des Leiters
BEL Bezirkseinsatzleitung
BGW Berliner Glühlampenwerk
Bl. Blatt
BL Bezirksleitung
BRD Bundesrepublik Deutschland
BStU Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 

Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik

BV Bezirksverwaltung
BVfS Bezirksverwaltung für Staatssicherheit
BZA Berliner Zeitung am Abend
CBS Cottbus
CDU Christlich Demokratische Union
cfs chiffriertes Fernschreiben
CIA Central Intelligence Agency
CSSR Tschechoslowakische Sozialistische Republik
DDR Deutsche Demokratische Republik
DE Diensteinheit
Dok Dokument
erf. erfasst
EV Ermittlungsverfahren
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
FDJ Freie Deutsche Jugend
FTV France Télévisions
gef. gefertigt
Gen. Genosse
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gez. gezeichnet
GKS Geheime Kommandosache
GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit
GO Grundorganisation
GSOR Große Sozialistische Oktoberrevolution
Güst Grenzübergangsstelle
HA Hauptabteilung
HA II Spionageabwehr
HA IX Untersuchungsorgan
HA XX Staatsapparat, Kultur, Kirche
HA roem. 2 hier gemeint HA II
HA roem. 9 hier gemeint HA IX
HA roem. 20 hier gemeint HA XX
Hle Halle
IGL Initiativgruppe Leben
IKMO Inoffizieller Kriminalpolizeilicher Mitarbeiter für 

operative Aufgaben
IM Inoffizieller Mitarbeiter
IMB Inoffizieller Mitarbeiter der Abwehr mit Feindver-

bindung bzw. zur unmittelbaren Bearbeitung im 
Verdacht der Feindtätigkeit stehender Person

IMS Inoffizieller Mitarbeiter zur Sicherung
i. V. in Vertretung
K Kriminalpolizei
kath. katholisch
KD Kreisdienststelle
KEL Kreiseinsatzleitung
KP Kontaktperson
LDPD Liberal-Demokratische Partei Deutschlands
LKW Lastkraftwagen
Lpz. Leipzig
Ltr. Leiter
MA Mitarbeiter
MdI Ministerium des Inneren
MfS Ministerium für Staatssicherheit
Nachr. Nachricht
ND Neues Deutschland
OD Objektdienststelle
OES Operativer Einsatzstab
o. g. oben genannt
Oltn. Oberleutnant
op. operativ
ORF Österreichischer Rundfunk
OSL Oberstleutnant
OT Operative Technik
OV Operativer Vorgang
PdPB Präsidium der Polizei Berlin
PdR Palast der Republik
Pers. MA d. Ltr. Persönlicher Mitarbeiter des Leiters
PKE Passkontrolleinheit
POZW Politisch-operatives Zusammenwirken

PS Personenschutz
PUT Politische Untergrundtätigkeit
RIAS Rundfunk im amerikanischen Sektor
Sachbearb. Sachbearbeiter
SDP Sozialdemokratische Partei
SE sozialistisches Eigentum
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
sg. sogenannt
SP Sicherungsposten
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Stck. Stück
Swn. Schwerin
terr. territorial
Tgb.-Nr. Tagebuchnummer
u. a. unter anderem
UHA Untersuchungshaftanstalten
UNO Organisation der Vereinten Nationen
USA Vereinigte Staaten von Amerika
VEB Volkseigener Betrieb
VME Vorzimmer Minister (Post-)Eingang
VP Volkspolizei
VPKA Volkspolizeikreisamt
VVS Vertrauliche Verschlusssache
WB Westberlin
WSE Wach- und Sicherungseinheit
ZAIG Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe
ZDF Zweites Deutsches Fernsehen
ZK Zentralkomitee
ZKG Zentrale Koordinierungsgruppe
ZOS Zentraler Operativstab
z. T. zum Teil

StGB Strafgesetzbuch der DDR
§ 137 StGB Beleidigung
§ 139 StGB Verfolgung von Beleidigungen und Verleumdungen
§ 215 StGB Rowdytum
§ 217 StGB Zusammenrottung
§ 220 StGB Staatsverleumdung
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Foto: BStU/Dresen

Stasi-Unterlagen-Archiv 
Akteneinsicht – Bestandserhaltung – Aufklärung über das Wirken der Stasi

Trotz massiver Aktenvernichtungen durch die Staats-
sicherheit sind insgesamt rund 111 Regal-Kilometer 
Schriftgut sowie zahlreiche Foto-, Film-, Video- und 
Tondokumente im Stasi-Unterlagen-Archiv erhalten 
geblieben. Es sind Zeugnisse eines Spitzelapparates, 
Dokumente über geplantes und begangenes Unrecht, 
über Anpassung und Verrat, aber auch Belege für Zivil-
courage und Widerstand. 

Seinen Hauptsitz hat das Stasi-Unterlagen-Archiv in 
Berlin. Zudem gibt es Standorte in zwölf  ehemaligen 
Bezirksstädten der DDR: Chemnitz (ehem. Karl-Marx-
Stadt), Dresden, Erfurt, Frankfurt (Oder), Gera, Halle, 
Leipzig, Magdeburg, Neubrandenburg, Rostock, 
 Schwerin und Suhl. In Cottbus gibt es eine Beratungs-
stelle; hier ist ein Standort mit der Möglichkeit zur 
Akten einsicht und mit Bildungsangeboten geplant.

Unabhängig vom Wohnort können Bürgerinnen und 
Bürger in allen Dienststellen Akteneinsicht beantragen 
und die eigenen Unterlagen einsehen. Zudem können 
Besucherinnen und Besucher bei Archivführungen, 
Veranstaltungen und Ausstellungen mehr über die 
Arbeit des Archivs und die Methoden und Wirkungs-
weise der Stasi erfahren. 

Ausführliche Informationen finden Sie im  Internet 
unter www.stasi-unterlagen-archiv.de 
und  www . stasi-mediathek.de.
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Kontaktdaten Sachsen

Standort Chemnitz
Bruno-Salzer-Straße 5
09120 Chemnitz
Tel.: 030 18665-3700
chemnitz.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Dresden
Riesaer Straße 7
01129 Dresden
Tel.: 030 18665-3699
dresden.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Leipzig
Dittrichring 24
04109 Leipzig
Tel.: 030 18665-3333
leipzig.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Thüringen

Standort Erfurt
Petersberg Haus 19
99084 Erfurt
Tel.: 0361 5519-0
erfurt.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Gera
Hermann-Drechsler-Straße 1
Haus 3
07548 Gera
Tel.: 0365 5518-0
gera.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Suhl
Weidbergstraße 34
98527 Suhl
Tel.: 030 18665-4511
suhl.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Berlin

Stasi-Unterlagen-Archiv

Frankfurter Allee 204
10365 Berlin-Lichtenberg
Postanschrift: 10106 Berlin
Tel.: 030 18665-0
post.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Bürgerberatung
Beratung zu Antragstellung und Einsicht in die 
 Stasi-Unterlagen ist zu folgenden Zeiten möglich: 
Mo–Do 08:00–16:00
Fr 08:00–14:00
Telefonische Beratung
und Terminvereinbarung:
030 18665-7000

Anfragen zur Akteneinsicht für Forschung 
und Medien
Tel.: 030 18665-9051/-9061
GZ.AU5@bundesarchiv.de
GZ.AU6@bundesarchiv.de

Abteilung Vermittlung und Forschung
Tel.: 030 18665-6701
GZ.VF@bundesarchiv.de

Fachbibliothek
Bitte entnehmen Sie die Öffnungszeiten dem
Online-Auftritt der Bibliothek:
www.stasi-unterlagen-archiv.de/bibliothek
Tel.: 030 18665-6826
bibliothek.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Ausstellungen und Dokumentationen
Tel.: 030 18665-6731
ausstellungen.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.d
e

Presseanfragen
Tel.: 030 18665-7181
presse@bundesarchiv.de

Stasi-Zentrale. Campus für Demokratie

Ruschestraße 103
10365 Berlin

Öffnungszeiten Austellungen/Besucherzentrum: 
Mo–Fr 10:00–18:00
Sa, So, Feiertag 11:00–18:00

Ausstellung zum Stasi-Unterlagen-Archiv 
„ Einblick ins Geheime“
„Haus 7“
Tel.: 030 18665-6699
einblick-ins-geheime@bundesarchiv.de
www.einblick-ins-geheime.de

Stasimuseum
Ausstellung „Staatssicherheit in der SED-Diktatur“ 
„Haus 1“
Tel.: 030 5536854
info@stasimuseum.de
www.stasimuseum.de

Besucherzentrum
„Haus 22“
Tel.: 030 18665-6999

Open-Air-Ausstellung „Revolution und Mauerfall“ 
täglich rund um die Uhr zugänglich

Bildungsteam
„Haus 1“
Tel.: 030 18665-6757
bildung.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de 
www.stasi-unterlagen-archiv.de/bildung

Campusentwicklung und Veranstaltungen
Tel.: 030 18665-7196
campus.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de
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Kontaktdaten Brandenburg

Standort Frankfurt (Oder)
Fürstenwalder Poststraße 87
15234 Frankfurt
Tel.: 030 18665-2400
frankfurt.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Cottbus
Karl-Marx-Straße 67
03044 Cottbus
Aktuelle Termine finden Sie auf 
www.stasi-unterlagen-archiv.de

Kontaktdaten Mecklenburg-Vorpommern

Standort Neubrandenburg
Neustrelitzer Straße 120
17033 Neubrandenburg
Tel.: 030 18665-1600
neubrandenburg.stasiunterlagenarchiv@ 
bundesarchiv . de

Standort Rostock
Straße der Demokratie 2
18196 Waldeck-Dummerstorf
Tel.: 030 18665-1200
rostock.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Standort Schwerin
Görslow, Resthof
19067 Leezen
Tel.: 030 18665-1400
schwerin.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.de

Kontaktdaten Sachsen-Anhalt

Standort Halle
Blücherstraße 2
06122 Halle
Tel.: 030 18665-2711
halle.stasiunterlagenarchiv.bundesarchiv.de

Standort Magdeburg
Georg-Kaiser-Straße 7
39116 Magdeburg
Tel.: 030 18665-2200
magdeburg.stasiunterlagenarchiv@bundesarchiv.d
e
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    „Ein Sonderzug 
zum Stasi-Irrwitz“

Karl Gaulhofer, Die Presse, Wien
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Udo rockt für den 
Weltfrieden
Das Konzert von 1983 in den Stasi-Unterlagen
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Dokumentenhefte
Einblicke in das Stasi-Unterlagen-Archiv

Bisher erschienen:

Aktion „Gegenschlag“
Die Zerschlagung der Jenaer Oppo-
sition 1983
88 S., Berlin 2013

Die Stasi in Stuttgart
Ausgewählte Dokumente aus dem 
Stasi-Archiv
80 S., Berlin 2013

Udo rockt für den Weltfrieden
Das Konzert von 1983 in den Stasi-
Unterlagen
112 S., Berlin 2013

„Eingeschränkte Freiheit“
Der Fall Gabriele Stötzer
80 S., Berlin 2014

Operativer Vorgang „Inspirator“
Der Weimarer Montagskreis
110 S., Berlin 2014

Kommunalwahlfälschung am 
7. Mai 1989
in den ehemaligen DDR-Bezirken
Rostock, Schwerin, Neubranden-
burg
78 S., Berlin 2014

Kommunalwahlfälschung am 
7. Mai 1989
in den ehemaligen DDR-Bezirken
Leipzig, Dresden, Karl-Marx-Stadt
(Chemnitz)
82 S., Berlin 2014

Gefängnis statt Rolling Stones
Ein Gerücht, die Stasi und die 
Folgen
132 S., Berlin 2014

„Überall kocht und brodelt es ...“
Stasi am Ende – die ersten Tage der 
Friedlichen Revolution in Sachsen
106 S., Berlin 2014

Niedersachsen und die Stasi
Die Überwachung im „Operations-
gebiet West“
92 S., Berlin 2014

„Keine Gewalt!“
Stasi am Ende – die Demonstra-
tionen im Herbst ’89
132 S., Berlin 2014

„Stasi raus – es ist aus!“
Stasi am Ende – die letzten Tage 
der DDR-Geheimpolizei
160 S., Berlin 2015

Hessen und die Stasi
Die Überwachung im „Operations-
gebiet West“
58 S., Berlin 2015

Tschernobyl
Der Super-GAU und die Stasi
82 S., Berlin 2016 

„Staatsbürgerliche Pflichten 
grob verletzt“
Der Rauswurf des Liedermachers 
Wolf Biermann 1976 aus der DDR
112 S., Berlin 2016

„... anarcho-terroristische Kräfte“
Die Rote-Armee-Fraktion und die 
Stasi
111 S., Berlin 2017

Rheinland-Pfalz und die Stasi
Spionage, Überwachung, Ver-
schleierung
77 S., Berlin 2017

„Blick in einen Zerrspiegel“
Der Fall Gilbert Radulovic in den 
Stasi-Unterlagen
128 S., Berlin 2018

Das geteilte Berlin und die Stasi 
Spionage, Opposition und Alltag 
119 S., Berlin 2018

Die Dokumentenhefte sind kosten-
los beim Stasi-Unterlagen-Archiv 
erhältlich.
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Dokumentensammlung
S. 9–10 (BArch, MfS, HA XX/9 Nr. 1514, S. 190–191)
S. 12–16 (BArch, MfS, HA IX 3203, S. 219–223)
S. 17 (BArch, MfS, ZAIG 16381, S. 246)
S. 19–21 (BArch, MfS, HA IX 8738, S.106–108)
S. 23–26 (BArch, MfS, HA IX 8738, S. 109–111, 113)
S. 27–30 (BArch, MfS, HA XX/9 Nr. 1514, S. 15–18)
S. 31 (BArch, MfS, Sekr. Schwanitz 67, S. 24)
S. 33–34 (BArch, MfS, HA IX 8738, S. 114–115)
S. 35 (BArch, MfS, Sekr. Neiber, Nr. 617, S. 100)
S. 37 (BArch, MfS, Sekr. Neiber, Nr. 617, S. 101)
S. 39–45 (BArch, MfS, ZAIG 3756, S. 128–134)
S. 46–47 (BArch, MfS; BV Dresden, KD Dresden–Stadt, Nr. 90344, Bd. 3, S. 10–11)
S. 48–49 (BArch, MfS, HA IX 8738, S. 7, 7a)
S. 50–52 (BArch, MfS, HA XX Nr. 117, S. 7–9)
S. 53 (BArch, MfS, BV Neubrandenburg, AKG 498, S. 27)
S. 54–55 (BArch, MfS, BV Halle, Medizinischer Dienst, Sach–Nr. 1287, S. 6–7)
S. 56–61 (BArch, MfS, BV Erfurt, KD Erfurt 680, S. 1–6)
S. 62–63 (BArch, MfS, BV Rostock, Abt. XX Nr. 37, S. 75–76)
S. 65 (BArch, MfS, BV Rostock, Abt. XX Nr. 37, S. 77)
S. 67 (BArch, MfS, BV Berlin, KD Friedrichshain, 1976, S. 37)
S. 68 (BArch, MfS, BV Schwerin, AKG 24b, S. 31)
S. 69 (BArch, MfS, BV Schwerin, Bdl–Dok, 401228, S. 1)
S. 70–72 (BArch, MfS, BV Halle, KD Halle, VIII 1489–87, S. 65, 68–69)
S. 74–75 (BArch, MfS, BV Gera, BdL, 1202, S. 1–2)
S. 78–81 (BArch, MfS, HA XX/9 Nr.126, S. 2–5)
S. 82–85 (BArch, MfS, BV Leipzig, AKG 1181, S. 6–9)
S. 86 (BArch, MfS, BV Suhl, Abt. VII, VII–1695, S. 1)
S. 87–88 (BArch, MfS, BV Karl–Marx–Stadt, Reg.–Nr.–XIV, 1498/75, S. 8–9)
S. 90 (BArch, MfS, BV Frankfurt (Oder), KD Angermünde, 396, S. 38)
S. 91 (BArch, MfS, BV Frankfurt (Oder), AKG 1137, S. 52)
S. 92–93 (BArch, MfS, BV Frankfurt (Oder), AKG 1139, S. 2–3)
S. 95 (BArch, MfS, BV Dresden, Abt. XX 9539, S. 32)
S. 98–102 (BArch, MfS, ZAIG 11272, S. 157–161)
S. 103–106 (BArch, MfS, SdM, Nr. 2741, S. 2–5)
S. 107–110 (BArch, MfS, Neiber 618, S. 39–42)
S. 111–114 (BArch, MfS, ZAIG 4599, S. 155–158)
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Nikolaus Becker:
S. 11: Ansicht der Gethsemanekirche im Ost–Berliner Stadtteil Prenzlauer 
Berg, wo seit dem 2. Oktober 1989 eine ununterbrochene Mahnwache für die 
 inhaftierten Demonstranten abgehalten wurde.
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